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In der gegenwärtigen Periode des voll entfalteten 
sozialistischen Auf baus in der Deutschen Demokratischen 
Republik haben unsere Gerichte die Aufgabe, auf jedem 
ihrer Arbeitsgebiete den Volkswirtschaftsplan zur Grund­
lage ihrer gesamten Tätigkeit zu machen, in engster, 
kontinuierlicher Zusammenarbeit mit den örtlichen 
Organen der Staatsmacht, insbesondere mit den ört­
lichen Volksvertretungen und unter deren Führung, die 
gesellschaftliche Entwicklung bewußt und planmäßig 
zum Sieg des Sozialismus zu leiten. Auch in der Praxis 
unserer Gerichte in Zivilsachen werden bereits heute 
viele neue Wege beschritten, um diese .politische Füh­
rungstätigkeit gemeinsam mit den Werktätigen auszu­
üben, die Rechtsprechung in Zivilsachen aus ihrer bis­
herigen Isolierung vom gesellschaftlichen Gesamtprozeß 
herauszuführen und sie in planmäßiger Zusammenarbeit 
mit den örtlichen Staats- und Wirtschaftsorganen, der 
Nationalen Front und den demokratischen Massenorga­
nisationen weitaus stärker in den Dienst der sozialisti­
schen Umgestaltung zu stellen1.

Im Zeichen der Vorbereitung der Richterwahlen gilt 
es, auf diesem Wege weiter vorwärtszuschreiten, alle 
vorhandenen Möglichkeiten der Durchsetzung des 
sozialistischen Arbeitsstils bereits heute, also auf dem 
Boden des geltenden materiellen und prozessualen 
Rechts und mit dessen schöpferischer Anwendung auf 
unsere veränderten Verhältnisse, voll auszunutzpn und 
damit den Entwicklungsgesetzen der sozialistischen 
Gesellschaft nachhaltiger zum Durchbruch zu verhelfen. 
Mit Recht hat N a t h a n  darauf aufmerksam gemacht, 
daß unsere Gerichte bereits weitgehend auf dem Boden 
des geltenden Rechts auf wahrhaft sozialistische Weise 
arbeiten können und müssen, daß sie sich zu sozia­
listischen Staatsorganen zu entwickeln haben2 *.

Das Erfordernis der Herausbildung sozialistischer 
Methoden der Führung der Massen besteht für die ge­
samte Tätigkeit des Gerichts, wobei Rechtsprechung und 
politische Massenarbeit ein untrennbare Einheit bilden. 
Es wäre eine einseitige und in ihren Auswirkungen 
schädliche Betrachtungsweise, wollte man die Aufgabe 
der Durchsetzung des sozialistischen Arbeitsstils etwa 
nur auf die mündliche Verhandlung und ihre Vorbe­
reitung beziehen. Insbesondere darf in diesem Zu­
sammenhang die Entscheidung, die das Gericht trifft, 
nicht außer acht gelassen werden. Für den Bereich des 
Strafverfahrens hat K r u t z s c h  bereits ausgeführt, 
daß die Entscheidung, die das Gericht auf Grund eines 
nach den Gesichtspunkten des neuen Arbeitsstils durch­
geführten Ermittlungsverfahrens und der Hauptver­
handlung zu fällen hat, eine andere Qualität erhalten 
werde und daß sich dies alles auch auf die. Form des 
Urteils auswirken müsse2. Besonders die voraus­
schauende, auf die Lösung der politischen, ökonomischen 
und kulturellen Schwerpunktaufgaben des Kreises bzw. 
des Bezirks orientierte Arbeit des Gerichts muß sich 
in der höheren Qualität seiner Entscheidungen wider­
spiegeln4. Von der Praxis der Zivilrechtsprechung her 
wird dies durch den Beitrag von S c h r ö d e r  bestätigt, 
wonach die vom KrG Neustrelitz angewandten neuen 
Formen der Durchführung von Eheverfahren weitgehend 
auch im Urteil des Gerichts ihren Niederschlag finden5.

Diese Hinweise geben bereits allen Anlaß zu einer 
kritischen Überprüfung von Theorie und Praxis der
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Entscheidung des Zivilverfahrens. Hinzu kommt noch, 
daß gerade bei der Fällung der Endentscheidung stets 
die Gefahr besteht, daß das Gericht über den Einzel­
heiten des von ihm zu entscheidenden Prozesses den 
gesellschaftlichen Zusammenhang, der hinter der Sache 
steht, aus den Augen verliert und daß damit aus den 
vielen wertvollen Erfahrungen, die das Gericht auf 
Grund einer Ermittlungs- und Verhandlungsführung 
neuen Stils gewonnen hat, im Urteil nicht die notwen­
digen Konsequenzen gezogen werden. Wir stehen des­
halb vor der Aufgabe, die spezifische Rolle der gericht­
lichen Entscheidung, insbesondere des Urteils, bei der 
Tätigkeit des Gerichts in Zivilsachen neu herauszu­
arbeiten.

Die Funktion der Entscheidung
In dem Lehrbuch des Zivilprozeßrechts, das unsere 

bisherige Theorie des Zivilurteils in knappen Worten 
umreißt, wird das Urteil als die wichtigste gerichtliche 
Entscheidung im Zivilprozeß bezeichnet6. Diese Ein­
schätzung kann so allgemein nicht aufrechterhalten 
werden. In dem Maße nämlich, in dem es dem Gericht 
bei einer sozialistischen Arbeitsweise gelingt, den ge­
sellschaftlichen Widerspruch, der unmittelbar oder 
mittelbar zur Anrufung des Gerichts geführt hat, an Ort 
und Stelle aufzuspüren und die Werktätigen zur ge­
meinsamen Lösung der aufgeworfenen gesellschaftlichen 
und persönlichen Lebensprobleme zusammenzuführen, 
sie zur freiwilligen und bewußten Einhaltung ihrer 
gesetzlichen Verpflichtungen, zur Organisierung ihrer 
eigenen gesellschaftlichen Verhältnisse zu erziehen, wird 
die Notwendigkeit, den Prozeß durch Urteil zu entschei­
den, nicht mehr so im Vordergrund stehen wie bisher. 
Im Gegenteil ist ein Prozeßergebnis, das die bewußte 
Selbsttätigkeit der Menschen bei der Regelung ihrer 
persönlichen Verhältnisse dokumentiert und Ausdruck 
einer neuen, sozialistischen Arbeitsweise des Gerichts, 
der sichtbare Erfolg seines unbürokratischen Einsatzes 
bei der Beseitigung der aufgetretenen Hemmnisse der 
gesellschaftlichen Entwicklung ist, sicherlich noch höher 
zu bewerten als das Urteil, das sonst hätte ergehen 
müssen. Welche großen Möglichkeiten schon heute be­
stehen, den engen Rahmen des einzelnen Prozesses da­
durch zu sprengen, daß in geeigneten Fällen außerhalb 
des Gerichts in enger Zusammenarbeit mit den ört­
lichen Staatsorganen eine Aussprache mit den Beteilig­
ten und ihren Kollektivs geführt und auf diese Weise 
die Initiative und Selbsttätigkeit der Massen gefördert 
wird, zeigen die von Schröder mitgeteilten Erfahrungen 
des KrG Neustrelitz, auf die hier verwiesen werden 
kann7.

Weiterhin heißt es in dem Lehrbuch:
„Das Gerichtsurteil ist eine staatliche Willensäuße­

rung. Mit ihm bringt das Gericht zum Ausdruck, ob 
und in welchem Umfang der vom Kläger geltend 
gemachte Anspruch gesetzlich begründet ist und 
warum nach seiner Überzeugung nur diese und keine 
andere Entscheidung dem Sachverhalt und den Ge­
setzen entspricht.

Diese Überzeugung von dem, was Rechtens ist, ge­
winnt das Gericht im Verlauf eines Prozesses, der 
mit der Prüfung der Klage beginnt und in der Be­
ratung des Gerichts nach Schluß der mündlichen Ver­
handlung seinen Abschluß findet.“8 
Offensichtlich sind diese Vorstellungen noch stark vom 

bürgerlichen Zivilprozeß beeinflußt. Sie sind in erster 
Linie nicht nach vorwärts, sondern nach rückwärts ge­
wandt. Das Urteil wird als logische Folge der gesamten 
Tätigkeit des Gerichts aufgefaßt, ohne daß die gesell-
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